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I 0254/2020 (STK) 
Interpellation André Wyss (EVP, Rohr): «Beziehungen des Kantons Solothurn zu Chi-

na» (15.12.2020)  

 
Der Kanton Solothurn verfügt über Freundschaftsverträge mit den Provinzen Gansu (seit 
2010) und Heilongjiang (seit 2015). Die kantonale Wirtschaftsförderung betreibt in diesem 
Zusammenhang die Website https://china.so.ch. Die Beziehung des Kantons Solothurn zur 
Volksrepublik China geht auf die Initiative der Hochschule für Wirtschaft FHNW zurück. Die 
ersten Kontakte liegen bereits 25 Jahre zurück. Gemäss Presseberichten pflegte Hochschuldi-
rektor Ruedi Nützi langjährige gute Beziehungen zu Parteisekretär Wang Xiankui. 
Eine Woche nach der Unterzeichnung des Freundschaftsvertrags mit Heilongjiang wurde be-
kannt, dass in dieser chinesischen Provinz Andersdenkende teils besonders brutal verfolgt 
werden. Amnesty International lagen mehrere verifizierte Foltervorwürfe vor. Menschen 
wurden gekidnappt, gefoltert und viele starben an den Folgen. In einem Bericht der SZ vom 
3.10.2015 hiess es von Seiten der Regierung, dass sie von den Vorwürfen nichts gewusst habe. 
Sie nehme die Angelegenheit aber sehr ernst und werde diese sofort nach den Herbstferien 
Ende Oktober zum Thema machen. Zu welchem Schluss man nach einer Prüfung der Vorwür-
fe vonseiten der Falun-Gong-Bewegung kommen werde, sei noch völlig ungewiss. Man könne 
sich aber vorstellen, im Rahmen einer solchen Partnerschaft neben den rein wirtschaftlichen 
Interessen künftig auch Menschenrechtsfragen zu thematisieren. 
In den fünf Jahren, die seit diesen Aussagen vergangen sind, hat sich aufgrund verschiedener 
Presseberichte gezeigt, dass das teils brutale Vorgehen der kommunistischen Partei Chinas 
kein Einzelfall ist. In einer anderen Provinz (Xinjiang) sind Millionen von Uiguren und Kasa-
chen in Lagern interniert, wo sie systematisch unterdrückt werden (siehe u.a. Bericht in der SZ 
vom 11.12.2020). Weitere bekannte Beispiele sind die Vorgehensweisen in Hong Kong und 
Taiwan. Die kommunistische Partei Chinas scheint also keineswegs gewillt, dem Wunsch des 
Westens im Sinne von «Wandel durch Handel» zu entsprechen. China ist ein autoritäres Re-
gime, das regelmässig die Menschenrechte verletzt. 
In diesem Zusammenhang bitten wir die Regierung um die Beantwortung folgender Fragen: 
 
1. Wie stuft der Regierungsrat heute diese Beziehung zu den beiden chinesischen Provinzen 

ein? Welchen Nutzen hat der Kanton Solothurn dadurch? Welche Nachteile (Kosten, Ver-
pflichtungen o.ä.) sind bisher entstanden bzw. entstehen? 

2. Welche Kontakte fanden in den letzten Jahren mit welchen Zielen statt? 
3. Was ist der Inhalt der beiden Verträge mit Gansu und Heilongjiang? Ist der Text der Ver-

träge für die Öffentlichkeit zugänglich? Wenn nein, warum nicht? 
4. Was hat die Regierung seit Oktober 2015, also seit dem Bekanntwerden der Foltervorwür-

fe von Amnesty International, in dieser Sache unternommen? Zu welchen Schlüssen ist die 
Regierung in ihren Abklärungen gekommen? 

5. Wurden im Kontakt mit den beiden befreundeten chinesischen Provinzen die Menschen-
rechte thematisiert? Wenn ja, was hat sich daraus ergeben? Wenn nein, warum nicht? 

6. Sieht der Regierungsrat heute Handlungsbedarf in Bezug auf die Beziehungen zu China? 
Wenn ja, welchen? Wenn nein, warum nicht? 

7. Welche Art von Menschenrechtsverletzungen wäre für den Regierungsrat ein Grund, die 
Freundschaftsverträge zu beenden? 
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